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SPRUCH 

Die Kunst der Weisheit besteht darin, zu wissen, was man überse-

hen muss.  

William James; 1842 – 1910, amerikanischer Philosoph und Psychologe  

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Kündigung wegen einer Covid-19-Quaran-
täne 

 

Eine Kündigung durch den Arbeitgeber aufgrund einer behörd-
lich angeordneten Quarantäne gegenüber einem Arbeitnehmer 
ist unwirksam. 
 
In einem Fall aus der Praxis befand sich ein Arbeitnehmer auf 
telefonische Anordnung des Gesundheitsamtes im Oktober 020 
in häuslicher Quarantäne. Hierüber informierte er seinen Ar-
beitgeber, einen kleinen Dachdeckerbetrieb. Der Arbeitgeber 
bezweifelte die Quarantäneanordnung und vermutete, der Ar-
beitnehmer wolle sich lediglich vor der Arbeitsleistung „drü-
cken“. Er verlangte eine schriftliche Bestätigung des Gesund-
heitsamtes, die der Arbeitnehmer auch telefonisch einforderte. 
Als diese auch nach mehreren Tagen noch nicht vorlag, kün-
digte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis. 
 
Zwar fand das Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung, so-
dass der Arbeitgeber grundsätzlich keinen Kündigungsgrund für 
die Rechtswirksamkeit einer fristgerechten Kündigung vor Ge-
richt darlegen muss, das entscheidende Gericht sah die Kündi-
gung jedoch als sitten- und treuwidrig an. Der Arbeitnehmer 
hatte sich lediglich an die behördliche Quarantäneanordnung 

 
 



gehalten. Erschwerend kam hinzu, dass der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer ausdrücklich aufgefordert hatte, entgegen der 
Quarantäneanweisung, im Betrieb zu erscheinen. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Umgangspflicht des Vaters 
  
Ein getrennt lebender Kindesvater ist auch gegen seinen aus-
drücklich erklärten Willen zum Umgang mit seinen Kindern ver-
pflichtet, wenn der Umgang dem Kindeswohl dient. Kinder ha-
ben ein Recht auf Umgang mit ihren Eltern und Eltern eine ge-
setzliche Verpflichtung zum Umgang mit ihren Kindern.  
 
Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. (OLG) wies deshalb mit 
seinem Beschluss v. 11.11.2020 eine Beschwerde eines Kinds-
vaters zurück, mit der er sich gegen die Verpflichtung wehrte, 
einmal im Monat tagsüber Umgang mit seinen drei Söhnen zu 
haben. 
 
In seiner Erklärung führte das OLG aus, dass dem Wohl des 
Kindes grundsätzlich zugutekommt, wenn es durch Umgang 
mit seinen Eltern die Möglichkeit erhält, seinen Vater und seine 
Mutter kennen zu lernen, mit ihnen vertraut zu werden oder 
eine persönliche Beziehung zu ihnen mithilfe des Umgangs 
fortsetzen zu können. Die Verweigerung jeglichen Umgangs 
mit dem Kind und damit die Loslösung von einer persönlichen 
Bindung stellt einen maßgeblichen Entzug elterlicher Verant-
wortung und zugleich die Vernachlässigung eines wesentlichen 
Teils der Erziehungspflicht dar. 
 

 
 
Sonstiges 
 

Abschneiden überhängender Äste 
 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann der Eigentümer eines 
Grundstücks Wurzeln eines Baumes oder eines Strauches, die 
von einem Nachbargrundstück eingedrungen sind, nach Einräu-
mung einer angemessenen Frist, abschneiden und behalten. 



 

Mit seinem Urteil vom 11.6.2021 hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) entschieden, dass ein Grundstücksnachbar – vorbehalt-
lich naturschutzrechtlicher Beschränkungen – von dem oben 
beschriebenem Selbsthilferecht auch dann Gebrauch machen 
darf, wenn durch das Abschneiden überhängender Äste das 
Absterben des Baums oder der Verlust seiner Standfestigkeit 
droht. 

 

Auf einem Grundstück stand unmittelbar an der Grenze seit 
rund 40 Jahren eine inzwischen etwa 15 Meter hohe Schwarz-
kiefer. Ihre Äste ragten seit mindestens 20 Jahren auf das 
Grundstück des Nachbarn hinüber. Nachdem dieser seinen 
Nachbarn erfolglos aufgefordert hatte, die Äste der Kiefer zu-
rückzuschneiden, schnitt er überhängende Zweige selbst ab. 
Der Baumbesitzer verlangte von seinem Nachbarn es zu unter-
lassen von der Kiefer oberhalb von fünf Metern überhängende 
Zweige abzuschneiden. Er machte geltend, dass das Abschnei-
den der Äste die Standsicherheit des Baums gefährdet. Der 
BGH stellte fest, dass der Nachbar berechtigt war, die Äste ab-
zuschneiden. 

 

 


